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§ 16. (1) Die Tätigkeit von Einrichtungen oder Vereinigungen, die Personen im Hinblick auf 
Suchtgiftmißbrauch beraten und betreuen, kann vom Bund gefördert werden. Ausgenommen von der 
Förderung sind Maßnahmen, für die als Krankenbehandlung ein Sozialversicherungsträger, eine 
Krankenfürsorgeanstalt oder ein Sozialhilfeträger aufzukommen hat. Die Förderung hat durch die 
Gewährung von Zuschüssen nach Maßgabe der hiefür nach dem jeweiligen Bundesfinanzgesetz 
verfügbaren Bundesmittel zu erfolgen, wobei die Förderung von Zuschüssen aus Mitteln anderer 
Gebietskörperschaften abhängig zu machen ist. Sofern Gebietskörperschaften Träger dieser 
Einrichtungen oder Vereinigungen sind, ist die Förderung durch den Bund an die Voraussetzung 
mindestens gleich hoher Zuschüsse anderer Gebietskörperschaften gebunden. 

(2) Zuschüsse nach Abs. 1 dürfen nur zur Errichtung und zum Betrieb solcher Einrichtungen oder 
Vereinigungen der im Abs. 1 bezeichneten Art gewährt werden, die mit Rücksicht auf die Zahl der 
Personen, die die dort gebotenen Hilfen in Anspruch nehmen, zweckmäßig und wirtschaftlich erscheinen. 

(3) Jeder geförderten Einrichtung oder Vereinigung muß ein mit Fragen des Suchtgiftmißbrauchs 
hinreichend vertrauter Arzt sowie sonstiges qualifiziertes Personal, das eine entsprechende Beratung und 
Betreuung gewährleistet, zur Verfügung stehen. 

(4) Vor der Gewährung von Zuschüssen hat sich der Förderungswerber dem Bund gegenüber zu 
verpflichten, zum Zweck der Überwachung der widmungsgemäßen Verwendung der Zuschüsse Organen 
des Bundes oder von diesen beauftragten Personen die Überprüfung der Durchführung durch Einsicht in 
die Aufzeichnungen und Belege sowie durch Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten und ihnen die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Ferner hat sich der Empfänger zu verpflichten, bei nicht 
widmungsgemäßer Verwendung von Zuschüssen diese dem Bund zurückzuzahlen. 

(5) Die Bestimmungen des § 15 Abs. 5 und 7 über die Verschwiegenheitspflicht und über die 
Informationspflicht im Hinblick auf AIDS sind anzuwenden. 


